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WAHLEN
DATUM: 25.04.2021
ELIA HEER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen
Wabhlen in kantonale Regierungen

Die Regierungsratswahlen im Kanton Solothurn versprachen 2021 einiges an Spannung.
Wahrend drei der bisherigen Mitglieder in der funfkopfigen Regierung - Susanne
Schaffner (SO, sp), Remo Ankli (SO, fdp) sowie Brigit Wyss (SO, gp) - erneut antraten um
ihr Amt zu verteidigen, kiindigten gleich beide CVP-Regierungsrate ihren Rucktritt an;
neben dem amtierenden Finanzdirektor Roland Heim (SO, cvp) gab Uberraschend auch
Parteikollege und Bau- und Justizdirektor Roland Furst (SO, cvp) seinen Verzicht auf
eine neuerliche Amtszeit bekannt. Wahrend der 65-jahrige Heim aufgrund seines Alters
verzichtete, gab Furst kérperliche Beschwerden als Grund fur seinen Ricktritt aus der
Regierung an. Der doppelte Rucktritt ihrer beiden 2013 gewahlten Regierungsrate
bedeutete, dass die CVP ernsthaft Gefahr lief, mindestens einen ihrer beiden
Regierungssitze zu verlieren. Um dies zu verhindern, bewarb sich einerseits die
kantonale Parteiprésidentin Sandra Kolly (SO, cvp) um einen Sitz. Neben ihr buhlten
auch der Lostorfer Gemeindeprasident Thomas Muller (SO, cvp) und Kantonsrat Georg
Nussbaumer (SO, cvp) um die Nominierung ihrer Partei. Schlussendlich entschieden
sich die CVP-Delegierten in der wegen der Covid-19-Pandemie schriftlich
durchgeftuhrten Abstimmung neben Kolly, welche ungefahrdet auf den Schild gehoben
wurde, knapp fur Mdiller als zweiten Kandidaten. Die doppelte CVP-Vakanz sahen
insbesondere die FDP und die SVP als Chance fur den Angriff auf einen Sitz. Die FDP
hatte ihren zweiten Sitz erst vor vier Jahren Uberraschend an die Grine Brigit Wyss
verloren. Der Volkswirschaftsdirektorin wurde aber insbesondere aus burgerlichen
Kreisen gute Arbeit attestiert und Wyss schien fest im Sattel zu sitzen, weshalb die FDP
in ihrer Ruckeroberungsmission vor allem auf einen der freigewordenen CVP-Sitze
schielte. Neben Remo Ankli nominierten die FDP-Delegierten Peter Hodel (SO, fdp), den
Gemeindeprasidenten von Schénenwerd und FDP-Fraktionsprasidenten im Kantonsrat.
Die SVP portierte derweil Kantonsrat Richard Aschberger (SO, svp), um nach mehreren
erfolglosen Versuchen endlich in die Solothurner Regierung einzuziehen. Aschberger,
obwohl noch eher wunbekannt, wurde von der SVP-Spitze rund um
Kantonalparteiprasident Christian Imark (SO, svp) als der ideale Kandidat fir diese
Aufgabe prasentiert, da er mehrheitsfahig und kompromissbereit sei. Die SP und die
Grinen beschrankten sich vier Jahre nach dem Uberraschenden Erfolg fir links-grin
auf das Verwalten ihrer beiden Sitze. Ein dritter Sitz fir eine linke Partei liege laut SP-
Parteiprasidentin Franziska Roth (SO, sp) ausser Reichweite.

Der Wahlkampf war priméar gepragt durch die Coronakrise. Einerseits verhinderte diese
viele Wahlkampfveranstaltungen und andererseits wurden die kantonalen und
nationalen Coronamassnahmen unter den Kandidierenden heiss diskutiert.
Insbesondere Aschberger, aber auch Mdller, zeigten sich kritisch gegentber
Einschrankungen und forderten Offnungsschritte. Das zweite oft diskutierte Thema war
die Steuerbelastung und die kantonale Volksinitiative «Jetzt si mir draa», welche
Steuersenkungen forderte. Vor allem Schaffner und Wyss wehrten sich gegen zu starke
Steuersenkungen aber auch Ankli zeigte sich zurtickhaltend und rickte zuerst einmal
die Hilfen an die Wirtschaft wahrend der Coronapandemie in den Vordergrund.

Am Wahlsonntag schafften die drei Bisherigen ihre Wiederwahl bereits im ersten
Wahlgang. Die Wahlbeteiligung betrug dabei 43.7 Prozent. Remo Ankli schnitt mit
50'010 Stimmen am besten ab, gefolgt von Brigit Wyss (48'5637) und Susanne Schaffner
(42'733). Dahinter verpasste Sandra Kolly (37'5606) das absolute Mehr von 38'980
Stimmen nur knapp. Hinter ihr verpassten auch Thomas Miller (32'5636), Peter Hodel
(32'250) und Richard Aschberger (25'453) den direkten Einzug in die Regierung. Obwohl
Aschberger schon einen betréchtlichen Rickstand aufwies, entschied er sich -
zusammen mit den anderen drei Kandidierenden -, beim sieben Wochen spater
stattfindenden zweiten Wahlgang erneut anzutreten. Zwischen den Urnengéngen sorgte
vor allem SP-Parteisekretar Niklaus Wepfer (SO, sp) fir Schlagzeilen. In einem Leserbrief
sprach er sich daflr aus, dass die SVP nach ihrem guten Resultat bei den
Kantonsratswahlen einen Sitz in der Regierung erhélt, da seiner Meinung nach alle vier
im Kantonsrat praktisch gleich grossen Parteien mindestens einen Sitz in der Regierung
erhalten sollten. Offiziell entschieden sowohl die SP als auch die Grinen fir den
zweiten Wahlgang jedoch Stimmfreigabe.

Im zweiten Wahlgang vom 25. April holte Sandra Kolly 35'472 Stimmen und erzielte
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 18.09.2020
MARLENE GERBER

damit erneut klar das beste Resultat der noch im Rennen verbliebenen Kandidierenden.
Kolly ist erst die sechste Frau, die in die Solothurner Regierung gewahlt wurde - und sie
sorgte damit zum ersten Mal fur eine weibliche Mehrheit im fanfképfigen Gremium.
Hinter ihr entschied Peter Hodel (25'772 Stimmen) das Kopf-an-Kopf-Rennen gegen
Thomas Miller (24'487) um den letzten Regierungssitz fir sich. Damit realisierte die FDP
ihren angestrebten Sitzgewinn auf Kosten der CVP. Aschberger holte zwar noch einmal
auf, landete jedoch mit 21'431 Stimmen rund 4'300 Stimmen hinter dem letzten
Kandidaten, der einen Regierungssitz hatte erobern kénnen. Die Wahlbeteiligung im
zweiten Wahlgang betrug 34.9 Prozent. Die bisherigen Regierungsrate behielten ihre
Departemente - Wyss die Volkswirtschaftsdirektion, Schaffner das Departement des
Innern und Ankli das Departement fur Bildung und Kultur. Kolly erbte das Bau- und
Justizdepartement von ihrem Parteikollegen Furst, wahrend Hodel neu den Posten des
Finanzdirektors Gbernahm. '

Infrastruktur und Lebensraum

Raumplanung und Wohnungswesen
Mietwesen

Durch die Annahme zweier Motionen (Mo. 20.2451; Mo. 20.3460) war der Bundesrat
vom Parlament in der Sommersession 2020 beauftragt worden, eine Vorlage zur
Regelung der Geschaftsmieten auszuarbeiten, die eine Aufteilung der Mietzinse von
Betrieben oder Einrichtungen, die wahrend der ersten Welle der Corona-Pandemie
behordlich geschlossen werden mussten oder nur stark eingeschrankt betrieben
werden konnten, im Verhaltnis von 40 (Mieterseite) zu 60 (Vermieterseite) flr die Dauer
der behdrdlich verordneten Massnahmen vorsah.

Vom 1. Juli bis zum 4. August 2020 gab der Bundesrat einen Entwurf flir ein
entsprechendes Covid-19-Geschéaftsmietegesetz in die verklrzte Vernehmlassung,
deren Ergebnis unter den 178 stellungnehmenden Parteien kontrovers ausfiel. Neben elf
Kantonen (AR, BL, GE, LU, NW, OW, SZ, TG, UR, ZG, ZH) lehnten mit den FDP.Liberalen
und der SVP auch zwei grosse Parteien sowie Economiesuisse, der Schweizerische
Gewerbeverband, der Hauseigentimerverband und Immobilienverbédnde die Vorlage ab.
Zustimmung erfuhr der Entwurf von acht Kantonen (Al, BS, FR, GL, GR, NE, SO, VD), den
Parteien der Grlnen, SP, CVP und EVP, von den Organisationen der Mieterinnen und
Mieter, dem Schweizerischen Stadteverband sowie von Gastro- und Berufsverbanden.
Sechs Kantone (AG, BE, SG, SH, Tl, VS) und die GLP hoben sowohl Vor- als auch
Nachteile des Entwurfs hervor. Die sich in der Uberzahl befindenden ablehnenden
Stellungnehmenden kritisierten, dass der Staat mit einem solchen Gesetz massiv in die
Vertragsverhaltnisse zwischen Privaten eingreife, was in keinem Verhéltnis zum
volkswirtschaftlichen Nutzen einer solchen Regelung stehe. Ferner bestehe keine
Verfassungsgrundlage fur ein solches Vorgehen und ein allgemeiner Verteilschllssel von
60/40 sei kein geeignetes Mittel, um den unterschiedlichen Situationen der
Betroffenen gerecht zu werden. Die beflrwortende Seite sprach sich in der
Vernehmlassung teilweise fur weitergehende Forderungen aus, man akzeptiere jedoch
den gewéhlten Weg als Kompromiss und begrisse ein rasches Vorwartsgehen, liess etwa
Natalie Imboden, Generalsekretarin des Mieterinnen- und Mieterverbandes, gegentber
Le Temps verlauten. Im Anschluss an die Vernehmlassung passte der Bundesrat die
Vorlage punktuell an, in erster Linie, um Unsicherheiten in der Anwendung zu
reduzieren.

Am 18. September 2020 préasentierte der Bundesrat seine Botschaft zum Covid-19-
Geschaftsmietegesetz. Darin verzichtete er aufgrund der kontroversen Stellungnahmen
darauf, dem Parlament die Botschaft zur Annahme zu beantragen, und bekréaftigte
ebenfalls seine bereits im Frihjahr vertretene negative Haltung gegenuber einer
solchen Regelung (vgl. etwa Mo. 20.3161; Mo. 20.3142 oder die Stellungnahme des
Bundesrates zur Situation der Geschaftsmieten). Dass der Bundesrat «seine eigene»
Vorlage ablehnt (NZZ), war einigen Pressetiteln einen zentralen Vermerk wert. Konkret
regelt der Gesetzesentwurf Mietverhaltnisse von 6ffentlich zuganglichen Einrichtungen
und Betrieben, die aufgrund der Covid-19-Verordnung 2 (Fassung 17./19./21.3.20)
schliessen mussten (z.B. Restaurants, Coiffeursalons), und von
Gesundheitseinrichtungen, die ihre Téatigkeiten reduzieren mussten. Fur Erstere soll
das Gesetz Uber die gesamte Dauer der vom Bund verordneten Schliessung gelten (17.3-
21.6.20), wéhrend Gesundheitseinrichtungen, die ihren Betrieb einschrénken mussten,
gemass Entwurf lediglich fir eine maximale Dauer von zwei Monaten von einer solchen
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Mietzinsreduktion profitieren kénnten. Von der 60/40-Regelung betroffen sind nur
Mietverhaltnisse, deren Nettomietzins pro Monat CHF 14'999 nicht Ubersteigt. Bei
einem Nettomietzins zwischen 15'000 und 20'000 ist es beiden Mietparteien
vorbehalten, durch eine einseitige schriftliche Mitteilung auf die Gesetzesregelung zu
verzichten. Die Regelung gilt nur fur Vertragsparteien, die zuvor noch keine
ausdruckliche Einigung erzielt haben. Fur den Fall, dass Vermieterinnen und Vermieter
oder Pachter und Pachterinnen durch die Mietzinsreduktion in eine wirtschaftliche
Notlage geraten wdirden, soll beim Bund eine finanzielle Entschadigung beantragt
werden konnen. Dieser stellt dafur einen Hartefallfonds in der Hohe von maximal CHF
20'000 bereit. ?

Nur wenige Tage nachdem der Nationalrat das Covid-19-Geschéaftsmietegesetz in der
Gesamtabstimmung abgelehnt hatte, gelangte es in den Standerat, der zuerst Uber
Eintreten zu befinden hatte. Der kleinen Kammer lag ein Antrag einer burgerlichen
Kommissionsmehrheit vor, die auf Nichteintreten pladierte. Sie begrindete diesen
Antrag damit, dass die vorgesehenen Massnahmen nun zu spat erfolgen wirden. Zudem
sei vorgesehen, im Covid-19-Gesetz eine Hartefallregelung fir Gastronomiebetriebe
und andere KMU zu schaffen. Mit 30 burgerlichen Stimmen zu 14 Stimmen aus der
Ratslinken folgte der Standerat der Kommissionsmehrheit und beschloss, nicht auf den
Gesetzesentwurf einzutreten. So kam es, wie es die Vorzeichen hatten erahnen lassen:
In der Wintersession 2020 scheiterte das geplante Covid-19-Geschaftsmietegesetz im
Parlament.

Daniel Fassler (cvp, Al), CVP-Standerat und Prasident des Verbands Immobilien Schweiz,
sagte gegenlber den Medien, dass man sich nun erhoffe, die Kantone wirden vermehrt
Loésungen erarbeiten. Bis zum Zeitpunkt der parlamentarischen Beratung existierten in
den Kantonen Genf, Waadt, Freiburg, Neuenburg, Basel-Stadt, Basel-Landschaft und
Solothurn bereits kantonale Losungen. Als Prasident von Gastrosuisse zeigte sich
Casimir Platzer unzufrieden Uber die Ablehnung der Vorlage und &usserte sein
Unverstandnis dartber, dass das Parlament eine Vorlage beerdigte, die es ein halbes
Jahr zuvor selber beim Bundesrat in Auftrag gegeben hatte. Platzer rechnete nun mit
einer Prozessflut, wobei er davon ausging, dass bis anhin mindestens 40 Prozent der
Gastronomiebetriebe keine einvernehmliche Losung hatten erzielen kénnen. *

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport
Gesundheitspolitik

Um zu verhindern, dass die seit dem 13. Marz 2020 vom Bundesrat verabschiedeten
Verordnungen zur Bekémpfung der Covid-19-Epidemie, die sich direkt auf Artikel 185
Absatz 3 der Bundesverfassung stitzen, welcher der Regierung das befristete Erlassen
von Verordnungen und Verflgungen als Reaktion auf schwere Storungen der
offentlichen Ordnung erlaubt, nach sechs Monaten automatisch ausser Kraft treten,
unterbreitete der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft (iber die Rechtsgrundlagen
dieser Verordnungen. Seit April 2020 hatten die Bundeskanzlei und das EJPD dieses
dringliche Bundesgesetz iiber die gesetzlichen Grundlagen fiir Verordnungen des
Bundesrates zur Bewaltigung der Covid 19-Epidemie, kurz Covid-19-Gesetz,
erarbeitet. Dieses soll den Bundesrat dazu befdhigen, auch kiinftig entsprechende
erforderliche Massnahmen weiterzufiihren und anzupassen.

Zwischen dem 19. Juni 2020 und dem 10. Juli 2020 wurde der Gesetzesentwurf in eine
verkirzte Vernehmlassung geschickt, in welcher tber 1'000 Stellungnahmen eingingen.
Der Grossteil der Stellungnehmenden waren Privatpersonen, die der Vorlage
argwdhnisch gegenuberstanden. Bei den Kantonen stiess das Gesetz auf grdssere
Zustimmung, wobei alle von ihnen Anderungsvorschlige oder Kommentare einbrachten.
14 Kantone (ZH, BE, LU, OW, NW, GL, FR, SO, SH, Al, SG, GR, TG und GE) sprachen sich
grundsatzlich fur den Entwurf aus, da sie die Existenz einer rechtlichen Basis flr das
Weiterverfolgen der durch den Bundesrat getroffenen Massnahmen als eine
Notwendigkeit erachteten. Weder eine ausdriickliche Zustimmung noch eine Ablehnung
erfuhr die Vorlage von Seiten weiterer elf Kantone (UR, ZG, BS, BL, AR, AG, TI, VD, VS, NE
und JU). Der Kanton Schwyz und die KdK sahen explizit von einer Stellungnahme ab.
Letztere wird ihre Meinung aller Voraussicht nach zu einem spateren Zeitpunkt
einbringen. Bei den Parteien stiess der Gesetzesentwurf auf unterschiedlich grosse
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Unterstitzung. Wahrend ihm die CVP und EVP bedingungslos zustimmten, kntpften die
GLP, die Grinen und die EDU ihre Zustimmung an Vorbehalte. Gegen die Vorlage in der
vorliegenden Form sprachen sich FDP.Liberale, SP und SVP aus. Die BDP, Ensemble a
Gauche, die Lega und die PdA verzichteten trotz Einladung auf eine Stellungnahme zum
Gesetzesentwurf. Von den 60 Organisationen, die am Vernehmlassungsverfahren
teilnahmen, unterstitzten 27 das Vorhaben, 33 stimmten ihm zwar nicht explizit zu,
lehnten es aber auch nicht ausdricklich ab - keine einzige stellte sich somit
ausdricklich dagegen.

Am 12. August 2020 verabschiedete der Bundesrat die Botschaft zum Gesetzesentwurf,
nachdem er als Reaktion auf die Vernehmlassungsantworten einige Anderungen am
Vorentwurf vorgenommen hatte - namentlich die Aufnahme des «generellen und
verbindlichen Einbezugls] der Kantone» und die vollstindige Uberarbeitung der
Bestimmungen zum Gesundheitswesen, dem Arbeitnehmerinnen- und
Arbeitnehmerschutz sowie dem Kulturbereich. Der Gesetzesentwurf besteht insgesamt
aus 14 Artikeln, welche die Befugnisse der Landesregierung im Umgang mit der Covid-
19-Epidemie insbesondere bezlglich der Einddmmung der Auswirkungen auf die
Gesellschaft, Wirtschaft und die Behorden festlegen. Er betrifft Uberdies auch den
Auslanderinnen-, Auslander- und Asylbereich, die Entschadigung bei Erwerbsausfall,
die Arbeitslosenversicherung sowie «justizielle, verfahrensrechtliche,
gesellschaftsrechtliche und insolvenzrechtliche Massnahmen». Zudem wurde
vorgesehen, dass das Gesetz lediglich bis Ende 2021, anstatt wie ursprunglich geplant
bis Ende 2022, befristet werden soll. Fir Bestimmungen im Bereich der
Arbeitslosenversicherung wurde jedoch eine Befristung bis Ende 2022 festgehalten. *
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